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Landtag im Oberblick: 

Darüber freuen sich viele Mitbürger 
Einstimmige Verabschiedung des neuen Wohnbauförderungsgesetzes 
Ueber die Arbeitssitzung des Land­
tages vom Donnerstag, besser ge­
sagt Uber deren Ergebnisse, werden 
sich viele Mitbürgerinnen und Mit­
bürger freuen: so insbesondere Uber 
die Verabschiedung des neuen 
Wohnbauförderungsgesetzes und 
Uber die ebenfalls einhellig erfolgte 
Verbesserung des Gesetzes Uber die 
staatlichen Ausbildungsbeihilfen, 
welches nun auch fUr die Berufs­
bildung eine gleichartige Förderung 
bringt, wie bisher fUr den 
akademischen Bildungsweg. 

Nachstehend die Beschlüsse der 
Donnerstagssitzung im Ueberblick: 

Wohnbauförderung: Neues Gesetz 
ab 1. September 
Am 1. September wird das neue 

Arzte unter 
Beschuss 
Einreichung eines 
Postulates Im Landtag 
Die VU-Fraktion reichte in 
d e r  Donnerstagsitzung d e s  
Landtages ein Postulat ein, 
in welchem die Regierung e r ­
sucht  wird, s ich s o  rasch a l s  
möglich mit d e r  Verbesse­
rung d e s  ärztlichen Notfall­
dienstes  zu  befassen und 
d e m  Landtag darüber  Bericht 
zu erstatten. Es g e h e  darum, 
Sofortmassnahmen in Zu­
sammenarbeit  mit den Aerz-
ten zu ergreifen, um die Si­
tuation ohne  Verzug zu ver­
bessern.  Es  ist nicht d a s  
ers te  Mal, d a s s  d e r  
ärztliche Notfalldienst in un­
serem Lande Anlass zu kriti­
s c h e n  Bemerkungen inner­
halb und ausserhalb d e s  
Landtages gegeben  hat. In 
d e r  Landtagssitzung vom 
14. Juni unternahm d e r  Ab­
geordnete Emanuel Vogt 
(FBP) einen diesbezüglichen 
Vorstoss. Er wollte im 
Rahmen d e s  Vaduzer Spital-
Erweiterungsbaues auch  d e n  
Notfalldienst d e r  Aerzte g e ­
regelt wissen. Im gleichen 
Sinne äusse r te  sich d a n n  
auch die Arbeitsgruppe für 
die Frau. Aus dieser Ecke 
waren die Aerzte wegen  d e s  
schlecht  funktionierenden 
Notfalldienstes schön  früher 
unter Beschuss  geraten. Der 
jetzt in Form e ines  Postula­
t e s  erfolgte «Hilferuf» a n  d i e  
Regierung zwingt zur  Annah­
me, dass  die Aerzte a u s  
e igener  Kraft offensichtlich 
nicht in d e r  Lage waren, d e n  
Notfalldienst (trotz erfolgter 
Verbesserungen) s o  zu orga­
nisieren, d a s s  e r  den  Vorstel­
lungen und Erwartungen d e r  
Oeffentlichkeit entspricht. 

Wohnbauförderungsgesetz in Kraft 
treten, welches der  Landtag am 
Donnerstagvormittag verabschiede­
te. Wichtigste Merkmale des neuen 
Gesetzes: das Berechnungssystem 
wird verbessert (Kubatur statt  
Quadratmeter). Mitbürger, die 
keinen eigenen Boden mehr 
besitzen, haben trotzdem die 
Chance ein staatlich gefördertes 
Eigenheim zu erbauen, .ndem ihnen 
von  den Gemeinden Boden im Bau­
recht zur Verfügung gestellt werden 
kann. Obwohl einzelne Sprecher der 
Minderheits-Fraktion die bekannten 
Vorbehalte anbrachten (niemand 
ha t  von dieser Seite überschwengli­
chen Beifall erwartet) stellt die ein­
stimmige Verabschiedung des Ge­
setzes doch eine klare Anerkennung 
für die Regierungsvorlage und für 
die gute Arbeit in der  diesbezüg­
lichen Landtagskommission dar. Das 
neue Wohnbauförderungsgesetz 
wird Gegenstand von einer Reihe 
weiterer Beiträge sein, die wir in 
dieser und den folgenden Ausgaben 
unserer Zeitung veröffentlichen. 

Förderung der Berufsbildung 
Ebenfalls einstimmig wurden die  
Abänderungen zum Gesetz über die 
staatlichen Ausbildungsbeihilfen 
gutgeheissen und verabschiedet. Es 
ging hier nicht in erster  Linie 
darum, mehr Geld für Stipendien 
zur Verfügung zu stellen, sondern 
um den vollumfänglichen Einbezug 
der  beruflichen Aus- und Weiter­
bildung in die staatliche Förderung. 
Damit hat  das neue Berufsbildungs­
gesetz auch in dieser Richtung eine 
wichtige und notwendige Ergänzung 
erfahren. Dass das Stipendiengesetz 
gleichzeitig «familienfreundlicher» 
(Vizechef H. Brunhart) und besser 

verständlich formuliert wurde, 
kommt als positives Moment noch 
dazu. 

Naturschutzgesetz: Erste Lesung 
Bei der ersten Lesung der  Novellen 

RUBENSJAHR 1977 
Heute Samstag, 17.00 Uhr: 
Feierstunde in der 
Gemäldegalerie Vaduz 
Zum 400. Gedenkjahr;der Ge­
burt d e s  grossen flämischen 
Meisters P e t ^  Paul Rubens  
veranstaltet d i e '  Li9chtenstei-
nisöhe c Kunstgesellschaft-
heute Samstag  um 17.00 Uhr 
in de r  Gemäldegalerie Vaduz 
e ine kleine Feierstunde. 
Dr. Reinhold Baumstark, Di­
rektor d e r  Fürstlichen Samm­
lungen spricht über  «Bildge­
danke  und künstlerische 
Form bei Rubens». Das Ber­
ner  Barockorchester spielt 
Musik aus  der  Rubenszeit .  
Jedermann ist herzlich 
eingeladen. (Die Räume d e r  
Gemäldegalerie sind klimati­
siert.) 

Rettungsdienst 
Inbetriebnahme eines Krankenwagens 
Im Beisein I. D. der Landesfürstin, S. D. Prinz Nikolaus von Liechtenstein, 
von Regierungsrat Hans Gassner, Landesphysikus Dr. David Büchel, LRK-
Sekretär Dr. E. H. Batliner und Mitgliedern der Polizei fand am Donnerstag 
nachmittag die Einweihung und Inbetriebnahme eines neuen Krankenwagens 
des  LRK-Rettungsdlenstes statt. Namens des  Liechtensteinischen Roten 
Kreuzes dankte S. D. Prinz Nikolaus dem Spender des  neuen Fahrzeuges, 
der ungenannt bleiben wollte. Durch die Inbetriebnahme des neuen Fahr­
zeuges konnte ein alter Krankenwagen ausgesondert und die Flotte des 
LRK-Rettungsdlenstes wieder auf zwei Fahrzeuge aufgestockt werden. 

(Bild: A. Kieber) 
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zum Naturschutzgesetz (welche als 
vorläufiger, erster Schritt zur Ver­
besserung dieser Gesetzgebung gel- ' 
ten wollen) herrschte eine ähnliche 
Situation wie bei der Behandlung 
des Denkmalschutzgesetzes in der 
letzten Landtagssitzung. Alle sind 
grundsätzlich für den Schutz und 
die Erhaltung wertvollen Kultur­
bzw. Natur-Gutes, kaum jemand 
will der öffentlichen Hand indessen 
die notwendigen Kompetenzen in 
die Hand geben, um nötigenfalls 
(auch unter Respektierung aller de­
mokratischen Einspruchsmöglich­
keiten) die Hand auf privates Eigen­
tum zu legen, wenn es im Interesse 
der Allgemeinheit als schutzwürdig 
angesehen wird. Obwohl wir seit 
Jahrzehnten sowohl ein Denkmal­
schutzgesetz wie ein Naturschutzge­
setz haben, fiel am Donnerstag 
wiederholt der Ausdruck «Enteig­
nung». Dieses Mal war  es  Regie­
rungsrat Dr. Wal ter  Oehry, der  als 
Ressortchef mit dem Rücken an der 
Wand stand. Mehr auch über  diese 
Debatte an anderer Stelle der heu­
tigen Ausgabe und in späteren 
Volksblatt-Beiträgen. 

Grundverkehrsgesetz/Zeitgesetz 
Die zwei nächsten Punkte der Ta­
gesordnung, die formelle Aende-
rung des Grundverkehrsgesetzes 
(Qualifikation des Vorsitzenden der 

Landesgrundverkehrskommission) 
und das «Zeitgesetz», welches als 
Rechtsgrundlage für die im Frühjahr 
1978 vorgesehene Einführung der 
Sommerzeit auch in Liechtenstein 
notwendig wurde, können in einem 
Kapitel zusammengefasst werden. 
Bei beiden Gesetzen handelt es sich 
mehr oder weniger um Formalitä­
ten, die keine materiellen Aende-
rungen in unser tägliches Leben 
bringen. Es sei denn, dass sich 
jemand darüber ärgert, im nächsten 
Sommer möglicherweise eine Stun­
de früher aufstehen zu müssen. 
Dafür darf e r  aber auch abends 
früher ins Bett. Im Zusammenhang 
mit dem Grundverkehrsgesetz ent­
spann sich eine interessante Diskus­
sion über  die Kompetenzverteilung 
zwischen Regierung und Landtag. 
Wir  werden dieser Debatte eben­
falls einen gesonderten. Beitrag (in 
einer de r  nächsten Ausgaben) wid­
men. 

Jugend und Sport 
Als erfreuliche Initiative der Re­
gierung und als sinnvolle Investi­
tion lobten die Abgeordneten Josef 
Frommelt, Anton Gerner und Dr. 
Peter Marxer (alle FBP) die erfolg­
reichen Bemühungen der Regierung, 
über die Teilnahme Liechtensteins 
an der  Schweizer «Jugend und 
Sport»-Organisation. Unser Land 
wird aufgrund der einstimmig ge­
nehmigten Vereinbarung mit der 
Schweiz zusätzliche Aufwendungen 
für den Breitensport von rund 
250 000 Franken pro J ah r  erbringen 
müssen. FBP-Fraktionssprecher Dr. 
Peter Marxer begrüsste die Teil­
nahme unseres Landes an  der  «Ju­
gend und Sport»-Organisation, woll­
te  aber  die Gewähr haben, dass die 
dabei anfallenden, administrativen 
Aufgaben o h n e  die Schaffung 
eines neuen Amtes realisiert 
werden können. — Wir werden 
auch diesem Geschäft der  Landtags­
sitzung vom Donnerstag, übe r  des­
sen positiven Ausgang ebenfalls 
viele im Lande sich freuen, noch ge­
sondert berichten. 

IM DIENST 
Rettungsdienst LRK 
Telefon 2 4 4 5 5  
24-Stunden-Dienst für Unfall-
und Krankentransporte 

Ärztlicher Dienst 
ab  heute Samstag  12.00 Uhr: 
Dr. A. Vogt 
Balzers Telefon 4 11 71 

Apothekendienst 
Schlossapotheke  
Vaduz Telefon 2 1 0  75 
9.30—11.00 Uhr 

Garagendienst 
ab  heute Samstag 12.00 Uhr: 
Herbert Schädler  
Triesenberg 2 49 17/2 43 45 
Weitere Sonntagsdienste  
finden Sie auf Seite 4 unserer 
heutigen Ausgabe.  

Bürger­
recht 
Postulat gegen 
•stillschweigenden Verlust» 
Unter de r  Federführung d e s  
Vaduzer Abgeordneten Hil­
mar O s p e 11 wurde am 
Donnerstag im öffentlichen 
Landtag ein Postulat einge­
reicht, welches sich gegen  
den  heute im Gesetz noch 
vorgesehenen «stillschwei­
genden Verlust» des  Landes­
bürgerrechtes  wendet. Das 
Postulat, welches  noch von 
den  Abgeordneten Josef 
Frommelt und Anton Gerner 
(beide FBP) unterschrieben 
ist, fordert d i e  «ersatzlose 
Streichung» d e s  Paragra­
phen 19 im Landesbürger-
rechts-Gesetz. Der entspre­
chende  Paragraph, de r  offen­
sichtlich a u s  alten Vorlagen 
immer wieder mitübernom­
men wurde, lautet wie folgt: 
«Stillschweigend verzichtet 
auf d a s  Landesbürgerrecht,  
wer in einem anderen  Staate  
nach den  dortigen Gesetzen 
d a s  Staatsbürgerrecht  erwor­
ben hat und vom Tage  d i e ses  
Erwerbes a n  ge rechne t  30 
J ah re  verstreichen lässt, 
ohne seinen Heimatschein 
erneuern zu lassen.  In diesen 
Verzicht ist d a s  Landesbür­
gerrecht  de r  Ehegattin und 
d e r  Kinder und Nachkommen 
inbegriffen.» 
Mit de r  Streichung dieser  Be­
stimmung wollen die Unter­
zeichner  d e s  Postulates  ins­
besondere  verhindern, d a s s  
Liechtensteiner, die vor Jahr­
zehnten ausgewander t  sind 
und diesen Paragraphen nicht 
kennen, ihre Staatsbürger­
schaft verlieren ohne, d a s s  
sie dies möglicherweise .ge-
wusst haben.  

Markt-
^ ^ S i t u a t i o n e n ,  * 

Ansichten, 
i Aussichten, Tips. 
I Wichtiges und Aktuelles 
über Geldanlagen. 

j Sie erhalten unsere  monatlich 
e r sche inende  Publikation kostenlos 
: a n  unseren Bankschaltern. 
i Auf Ihren Wunsch s e n d e n  wir sie« 
Ihnen auch  regelmässig  zu. 
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